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1 Planungsrechtliche Festsetzungen (BauGB / BauNVO) 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 4 bis 9 und § 8 

BauNVO) 

1.1.1 Das Gewerbegebiet (gem. § 8 BauNVO) dient vorwiegend der Unterbringung von nicht er-

heblich belästigenden Gewerbebetrieben. Zulässig sind Gewerbebetriebe aller Art ein-

schließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie 

oder Windenergie, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und 

Verwaltungsgebäude, Anlagen für sportliche Zwecke.  

1.1.2 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Be-

triebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 

Baumasse untergeordnet sind, Tankstellen, Einzelhandel sowie Großhandel mit einzelhan-

delsähnlicher Vertriebsstruktur sind unzulässig.  

1.1.3 Ausnahmsweise können Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwe-

cke und Vergnügungsstätten zugelassen werden. Ausnahmsweise dürfen die in dem Gebiet 

ansässigen Handwerks- und Gewerbebetriebe auf einem der bebauten Betriebsfläche un-

tergeordneten Teil von 10 % bis maximal 100 m² pro Betrieb Produkte verkaufen, die sie in 

dem Gebiet selbst hergestellt, weiterverarbeitet oder weiterbearbeitet haben oder die sie in 

ihrer handwerklichen oder gewerblichen Tätigkeit in branchenüblicher Weise installieren, 

einbauen oder warten. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16, § 18 und § 19 BauNVO) 

1.2.1 Die zulässige Grundflächenzahl und die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen werden 

in der Plankarte durch Einschrieb festgesetzt. Als oberer Bezugspunkt für die Höhenermitt-

lung gilt die Oberkante der Dachhaut am höchsten Punkt des Gebäudes bzw. der oberste 

Attika-Abschluss. Der untere Bezugspunkt ist das mittels Höhenlinien eingetragene beste-

hende Geländeniveau gemessen am Schnittpunkt der jeweiligen Höhenlinien mit dem auf-

gehenden Mauerwerk. Sofern mehrere Höhenlinien geschnitten werden, sind die Werte zu 

mitteln. Sofern keine Höhenlinien geschnitten werden, sind die Werte der jeweils nächstge-

legenen Höhenlinien zu mitteln.  

1.2.2 Überschreitungen der maximal zulässigen Höhe baulicher Anlagen sind bei untergeordneten 

Gebäude-, Anlagenteilen und Aufbauten (z.B. Schornsteine, Fahrstuhlschächte, Treppen-

räume, Lüftungsanlagen, Antennen, etc.) um bis zu 2,0 m zulässig, sofern diese insgesamt 

einen Anteil von 10 % der projizierten Dachfläche nicht überschreiten. 

1.3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 4 BauNVO) 

1.3.1 Als abweichende Bauweise gilt die offene Bauweise mit der Maßgabe, dass Gebäude eine 

Länge von 50 m überschreiten dürfen. 
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1.4 Überbaubare Grundstücksflächen sowie Zulässigkeit von Stellplätzen und Garagen 

sowie Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO) 

1.4.1 Die überbaubare Grundstücksfläche ist der Planzeichnung zu entnehmen und durch Bau-

grenzen definiert. Pkw-Stellplätze, Garagen und überdachte Pkw-Stellplätze (Carports) so-

wie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind innerhalb und außerhalb der überbau-

baren Grundstücksfläche zulässig, sofern sie anderweitigen Festsetzungen (z.B. nach § 9 

Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB: Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen) oder fachgesetzliche Bestimmungen (z.B. Hessisches Straßen-

gesetz) nicht entgegenstehen.  

1.5 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

1.5.1 Ausgleichsmaßnahmen werden zum Entwurf hin ergänzt. 

1.5.2 Ggf. erforderlich werdende Maßnahmen aus artenschutzrechtlichen Gründen werden zum 

Entwurf nach Abschluss der gutachterlichen Untersuchungen ergänzt. 

1.5.3 Stellplätze, Rettungswege, Wege- und Hofflächen sind mitsamt Unterbau in wasserdurch-

lässiger Bauweise z.B. mit Fugen- oder Porenpflaster zu befestigen oder als Schotterrasen 

anzulegen, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Belange 

entgegenstehen. Die Festsetzung gilt aus Gründen des Boden- und Grundwasserschutzes 

nicht für Lkw-Zufahrten, -Andienungen, und -Rangierflächen.  

1.5.4 Die Verwendung von wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materialien (Folie oder 

Vlies) zur Freiflächengestaltung ist unzulässig. Die Anlage von permanent mit Wasser ge-

füllten Teichen sowie die Verwendung im Zusammenhang mit der Errichtung von Anlagen 

zur Rückhaltung von anfallendem Niederschlagswasser bleiben hiervon unberührt. 

1.5.5 Zur öffentlichen und privaten Außenbeleuchtung sind nur funktional voll-abgeschirmte 

Leuchten, die im installierten Zustand nur unterhalb der Horizontalen abstrahlen (0 % Up-

ward Light Ratio) und Leuchtmittel mit für Insekten wirkungsarmen Spektrum von 1600 bis 

2200 Kelvin zulässig.  

1.5.6 Flächige Fassadenanstrahlungen, freistrahlende Röhren und rundum strahlende Leuchten 

(Kugelleuchten, Solarkugeln) mit einem Lichtstrom höher 50 Lumen sind unzulässig. Um 

Streulicht in den Himmel und die Umgebung (insb. in den Außenbereich) zu vermeiden, sind 

Beleuchtungen zudem mit gerichteter Abstrahlung, Blendkappen oder entsprechender Pro-

jektionstechniken einzusetzen. Die Lichtmengen sind auf max. 5 Lux Beleuchtungsstärke für 

Hof- und Parkplatzbeleuchtung mit maximaler Lichtpunkthöhe von 4 m zu begrenzen.  
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1.5.7 Zur Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten ist für alle spiegelnden 

Gebäudeteile ab 2 m² die Durchsichtigkeit durch Verwendung transluzenter Materialien oder 

flächiges Aufbringen von Markierungen (Punktraster/Streifen) zu reduzieren. Zur Verringe-

rung der Spiegelwirkung ist eine Verglasung mit Außenreflexionsgrad von maximal 15 % 

zulässig.  

1.5.8 Bei Einfriedungen ist eine Bodenfreiheit von mindestens 15 cm zur Durchlässigkeit von Klein-

tieren zu gewährleisten. 

1.6 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB) 

1.6.1 Die in der Plankarte zur Pflanzung festgesetzten Bäume sind fachgerecht zu pflegen und 

dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Für Neupflanzun-

gen ist ein Mindest-Stammumfang von 14-16 cm vorzusehen.  

2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften (§ 91 HBO i.V.m. § 

9 Abs. 4 BauGB) 

2.1 Gestaltung baulicher Anlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

2.1.1 Zulässig sind Flachdächer, Satteldächer und versetzte Pultdächer. Die Dacheindeckung ge-

neigter Dächer ab 5 Grad Neigung sind in den Farben rot, rotbraun und anthrazit auszufüh-

ren. Glanzengobierte sowie glasierte Materialien sind unzulässig. Von den Bestimmungen 

ausgenommen sind Anlagen zu Nutzung solarer Strahlungsenergie.  

2.2 Werbeanlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

2.2.1 Werbeanlagen an Gebäuden sowie freistehende Werbeanlagen (z.B. Pylone, Fahnenmas-

ten) dürfen die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen nicht überschreiten. Für Anstrah-

lungen bzw. selbststrahlende Werbeanlagen die größer als 10 m² sind, gilt eine maximale 

Leuchtdichte von 5 cd/m². Für Flächen kleiner 10 m² darf die Leuchtdichte 50 cd/m² nicht 

überschreiten. Die Hintergründe bei selbststrahlenden Anlagen sind in dunklen oder warmen 

Tönen zu gestalten. Lichtwerbung in Form von Blink-, Lauf- und Wechsellichtern, Fremdwer-

bung sowie Werbeanlagen auf Dachflächen sind unzulässig.  

2.3 Gestaltung von Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 und 3 HBO) 

2.3.1 Zulässig sind ausschließlich gebrochene Einfriedungen (wie z.B. Drahtgeflecht, Stabgitter, 

und Streckmetall etc.).  
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2.4 Grundstücksfreiflächen (§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 

2.4.1 Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind wasserdurchlässig zu belas-

sen oder herzustellen und zu begrünen oder zu bepflanzen. 

2.4.2 Die Freiflächengestaltung in Form von Schotter-, Kies- und Steinschüttungen ist unzulässig. 

Die dem Spritzwasserschutz am Gebäude dienenden Schüttungen (z.B. um Gewerbebau-

ten, die auch als Wartungswege dienen) sind von den Festsetzungen ausgenommen. Dem 

Spritzwasserschutz dienen Hausumrandungen entsprechend dem jeweiligen Dachüber-

stand. 

3 Sonstige Hinweise 

3.1 DIN-Normen 

3.1.1 Sofern in den Festsetzungen keine anderen Datenquellen genannt sind, können alle aufge-

führten DIN-Normen und Regelwerke in der Verwaltung der Marktgemeinde Burghaun wäh-

rend der allgemeinen Dienststunden oder nach telefonischer Vereinbarung von jedermann 

eingesehen werden. 

3.2 Stellplatzsatzung 

3.2.1 Auf die Stellplatzsatzung der Marktgemeinde Burghaun wird hingewiesen. Es gilt jeweils die 

zum Zeitpunkt der Bauantragstellung wirksame Fassung. 

3.3 Werbeanlagen entlang klassifizierter Straßen 

3.3.1 Hessen Mobil Fulda weist darauf hin, dass isoliert zu Werbezwecken errichtete oder aufge-

stellte Anlagen oder Werbeträger innerhalb der Bauverbotszone unzulässig sind. Werbung 

muss so gestaltet sein, dass eine längere Blickabwendung des Fahrzeugführers nicht erfor-

derlich ist: Nicht überdimensioniert, blendfrei, nicht beweglich, in Sekundbruchteilen erfass-

bar oder zur nur unterschwelligen Wahrnehmung geeignet. Die amtliche Beschilderung darf 

nicht beeinträchtigt werden. Eine Häufung von Werbeanlagen ist unzulässig. Des Weiteren 

sind gem. ART Nr. 32/2001 folgende Werbemaßnahmen unzulässig: Prismenwendeanla-

gen, Rollbänder, Filmwände, statische Lichtstrahler, Licht- und Laserkanonen und vergleich-

bare Einrichtungen, Werbung mit Botschaften (Satzaussagen. Preisangaben, Adresse, Te-

lefonnummern, u.Ä.), akustische Werbung, luft- oder gasgefüllte Werbepuppen oder -bal-

lons. An Werbepylonen angebrachte Werbung ist nur dann zulässig, wenn sie den Anforde-

rungen der genannten Unterpunkte entspricht.  
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3.4 Verwertung von Niederschlagswasser  

3.4.1 Gemäß § 55 Abs. 2 Satz 1 WHG: Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt 

oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 

eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche 

Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

3.4.2 Gemäß § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von 

der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesund-

heitliche Belange nicht entgegenstehen. 

3.5 Artenschutzrechtliche Hinweise 

3.5.1 Auf die Vorschriften des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) wird hingewiesen. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 13 

und 14 BNatSchG) sind die folgenden Punkte zu beachten: 

a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ge-

schützter Vogelarten führen können, sind außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) 

durchzuführen. 

b) Bestandsgebäude sind ganzjährig unmittelbar vor Durchführung von Bau-, Änderungs- 

und Abrissmaßnahmen durch einen Fachgutachter daraufhin zu kontrollieren, ob ge-

schützte Tierarten anwesend sind. Diese Maßnahmen sollten möglichst außerhalb der 

Wochenstubenzeit von Fledermäusen (01.05. bis 31.07.) durchgeführt werden und durch 

eine qualifizierte Person begleitet werden. 

c) Höhlenbäume sind ganzjährig unmittelbar vor der Rodung durch einen Fachgutachter 

auf das Vorhandensein von geschützten Tierarten zu überprüfen. 

d) Während den Baumaßnahmen ist die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbestän-

den und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu beachten. Insbesondere im Blick 

auf mögliche Beeinträchtigungen des nach § 30 BNatSchG geschützten Biotopes.  

e) Im Falle der Betroffenheit von geschützten Arten ist die Fortpflanzungs- und Ruhestätte 

zu erhalten. Über das weitere Vorgehen ist in Abstimmung mit der Unteren Naturschutz-

behörde zu entscheiden.  

3.6 Altlasten, Bodenschutz und Kampfmittel 

3.6.1 Bezüglich des Bodenschutzes wird auf § 202 BauGB hingewiesen: „Mutterboden, der bei 

Errichtung oder Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderun-

gen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu halten und vor Ver-

nichtung oder Vergeudung zu schützen“.  
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3.6.2 Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf Auffälligkeiten 

zu achten (Geruch, Geschmack, Aussehen und Farbe). Der Verdacht einer schädlichen Bo-

denverunreinigung ist umgehend der zuständigen Behörde mitzuteilen. 

3.6.3 Bei der Bauausführung ist das vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV) herausgegebene Merkblatt Bodenschutz für 

Bauausführende zu beachten.  

3.7 Bodendenkmäler 

3.7.1 Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände 

(Scherben, Steingeräte, Skelettreste) sind gemäß § 21 HDSchG unverzüglich dem Landes-

amt für Denkmalpflege Hessen oder der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Fund 

und Fundstellen sind gem. § 21 Abs. 3 HDSchG in unverändertem Zustand zu erhalten und 

zu schützen. 

3.8 Pflanzlisten (Artenauswahl) 

3.8.1 Bäume 1. Ordnung: 

Acer platanoides  Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus  Bergahorn 
Aesculus hippocastanum Gew. Rosskastanie 
Betula pendula   Hänge-Birke 
Fagus sylvatica   Rotbuche 
Quercus petraea  Trauben-Eiche 
Quercus robur   Stiel-Eiche 
Tilia cordata   Winter-Linde 
Tilia platyphyllos  Sommer-Linde 

 
3.8.2 Bäume 2. Ordnung (Höhe: 12/15 – 20 m): 

Carpinus betulus  Hainbuche 
Juglans regia   Echte Walnuss 
Populus tremula  Zitter-Pappel 
Prunus avium   Vogelkirsche 
Pyrus communis  Kultur-Birne 
Sorbus domestica  Speierling 
Salix caprea   Sal-Weide 
 

3.8.3 Kleinbäume (Höhe: 7 – 12/15 m): 

Acer campestre   Feldahorn 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Crataegus laevigata  Zweigriff. Weißdorn 
Crataegus monogyna  Eingriffeliger Weißdorn 
Salix caprea   Sal-Weide 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Sorbus aria   Echte Mehlbeere 
Sorbus aucuparia  Vogelbeere 
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3.8.4 Sträucher: 

Berberis vulgaris  Gew. Berberitze 
Cornus mas   Kornelkirsche 
Cornus sanguinea  Blutroter Hartriegel 
Corylus avellana  Gemeine Hasel 
Crataegus laevigata  Zweigriffeliger Weißdorn 
Crataegus monogyna  Eingriffeliger Weißdorn 
Euonymus europaeus  Gewöhnlicher Spindelstrauch 
Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster 
Lonicera xylosteum  Rote Heckenkirsche 
Rosa canina   Hunds-Rose 
Rosa tomentosa  Filz-Rose 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball 
 

3.8.5 Das zunehmende Vorkommen von Insekten- und Pilzerkrankungen (z.B. Eichenprozessi-

onsspinner, Rußrindenkrankheit) bei Eichen- und Ahornarten sollte bei der Artenauswahl im 

Zuge des Vollzugs des Bebauungsplanes berücksichtigt werden.  

3.8.6 Die Verwendung von Hecken aus Koniferen (Nadelbäume einschI. Thuja und Scheinzypres-

sen) sowie nicht einheimischen Arten wie z.B. Kirschlorbeer ist unzulässig. 

3.8.7 Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hess. Nachbarrechtsgesetz wird 

verwiesen. 


